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Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 25. September 2002

1375. Interpellation von Hans Marolf und Christopher Vohdin
betreffend Güterbahnhof, Umbau. Am 17. April 2002 reichten die

Gemeinderäte Hans Marolf und Christopher Vohdin (beide SVP)

folgende Interpellation GR Nr. 2002/134 ein:

Laut Pressemeldung soll auf dem Güterbahnhof das kantonale Polizei- und
Justizzentrum gebaut werden. Der Güterbahnhof soll abgerissen werden. Im
bestehenden Güterbahnhof sind zahlreiche Gewerbebetriebe angesiedelt. In
diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat folgende Fragen zu beant-
worten.
1. Was gedenkt der Stadtrat zu unternehmen, damit diese Gewerbebetriebe

nicht aus der Stadt Zürich wegziehen?
2. Welche tragbaren Lösungen werden für diese Gewerbebetriebe in der Stadt

Zürich gesucht und angeboten?
3. Was für Lösungen werden für die Gewerbebetriebe vorgesehen, die auf

einen Gleisanschluss angewiesen sind?

Auf den Antrag des Stadtpräsidenten beantwortet der Stadtrat die
Interpellation wie folgt:

Das kantonale Vorhaben
Am 30. Januar 2002 (Vorlage 3941) legte der Regierungsrat dem
Kantonsrat das «Gesetz für ein Polizei- und Justizzentrum Zürich»
zur Beschlussfassung vor; das Geschäft wird gegenwärtig in einer
kantonsrätlichen Kommission beraten. Das Gesetz soll die Grund-
lage für den Neubau schaffen, in dem nach § 1 zentrale Abteilungen
der Kantonspolizei und der Strafverfolgungsbehörden, Ausbil-
dungseinrichtungen der Polizei sowie das Polizeigefängnis und ein
weiteres Bezirksgefängnis zusammengeführt werden sollen. Der
Kanton erwirbt zu diesem Zweck von den SBB das Areal des Güter-
bahnhofs. (Der gut 400 rn lange Güterhahnhof erstreckt sich entlang
dem Bahnareal von der Hardbrücke in Richtung Südost bis zur See-
bahnschlaufe -eine Art Puffer zwischen dem Bahnareal und dem
Wohnquartier südwestlich der Hohlstrasse bildend.) Für Land-
erwerb und Bauten wird ein Rahmenkredit von 540 Mio. Franken be-
antragt. Es heisst ausdrücklich in der Vorlage: «Solange und so weit
das Areal und die Bauten für den gesetzlichen Zweck nicht benötigt
werden und dessen Erfüllung dadurch nicht erschwert wird, sind
andere Nutzungen gestattet...» (§ 6 Abs. 2).

Die entsprechende Weisung des Regierungsrates hält im hier inter-
essierenden Zusammenhang weiter fest:

-Infolge hahnbetrieblicher Rahmenhedingungen und bestehender
Mietverträge kann vom Kanton ein erster Teil des Areals Güter-
bahnhof (knapp 85 Prozent) frühestens am 1. Juli 2007 angetreten
werden, der zweite Teil spätestens am 1. Januar 2020 (Seite 6).
Demnach beträgt der Planungshorizont für das Polizei- und Justiz-
zentrum zehn bis zwanzig Jahre (Seite 13).

-Termine: Nach einem positiven Kreditentscheid durch die Stimm-
berechtigten des Kantons irn Jahre 2003 soll ein zweistufiger
Architekturwettbewerb durchgeführt werden. Darauf abgestützt
ist ein öffentlicher Gestaltungsplan festzusetzen. Mitte 2004
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könnte mit den Projektierungsarbeiten begonnen werden, an die
sich das baurechtliche Verfahren anschliesst. Beginn der Bau-
arbeiten frühestens ab 1. Juli 2007. Bei einem reibungslosen Ver-
lauf von Planung und Realisierung könnte der Bezug der ersten
Etappe Anfang 2011 erfolgen, derjenige der einstweilen kommer-
ziell genutzten Gebäude ein bis zwei Jahre später (Seite 21).

-Die betroffenen Planungsträger -Stadt Zürich und SBB -sind
angehört worden, ihre Behörden in die Projektorganisation und
-entwicklung einbezogen. Der Stadtrat hat mit Zuschrift vom
23. Januar 2002 sein Einverständnis mit dem Vorhaben erklärt

(Seite 24).



Zu Frage 3: Von den etwa 30 direkt betroffenen Mietverträgen ist nur
die Post auf einen Gleisanschluss angewiesen, also kein Gewerbe-
betrieb. Eine ausserhalb des Güterbahnhof-Areals domizilierte
Firma braucht ebenfalls einen Gleisanschluss; dieser ist im Pla-
nungshorizont gemäss des eingangs erwähnten § 6 Abs. 2 des Ge-
setzes für ein Polizei- und Justizzentrum Zürich (Antrag des Regie-
rungsrates) nicht gefährdet.

Mitteilung an den Stadtpräsidenten, die Vorsteherin des Hochbau-
departements, die übrigen Mitglieder des Stadtrates, den Stadt-
schreiber, den Rechtskonsulenten, Wirtschaft/Standortmarketing, die
Fachstelle für Stadtentwicklung, das Amt für Städtebau und den Ge-
meinderat.

Für getreuen Auszug

der Stadtschreiber


